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KURZINFORMATION
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1. DIE VORLAGE

In der  Herbstsession 1992 haben die Eidgenössischen Räte das Sanierungspaket 1992 für die 
Bundesfinanzen gutgeheissen. Eine der Massnahmen sieht eine Erhöhung des Benzinzolls um 
20 Rappen je  Liter vor. Gegen diese Benzinzollerhöhung wurde das Referendum  ergriffen .

2. DIE GESCHICHTE DER VORUGE

Nach der Ablehnung der  Bundesfinanzordnung durch das Schweizervolk  am 2. Juni 1991 und 
te ilweise bed ingt durch die ungünstige Entwicklung der W irtschaftslage wurden die Löcher 
in der Bundeskasse grösser  und grösser. Die Eidgenössischen Räte beschlossen deshalb in 
der Herbstsession 1992 ein Massnahmenpaket, um diese Tendenz zu stoppen. Unter ande­
rem  hiessen sie e ine Erhöhung des Benzinzolls um 20 Rappen je  Liter gut. Sie ste llten  sich 
dabei gegen  den Bundesrat, der 25 Rappen je  Liter g e fo rde rt  hatte und die Massnahme als 
dringlich  erach tete .  Angesichts der vielen nicht abgeschlossenen Pro jek te  im N a t ion a l-  
strassenbau wurde schliesslich auch festgelegt, dass die Hälfte des Benzinzollaufschlages, 
also zehn Rappen je  Liter, für Aufgaben im Bereich des Strassenverkehrs verw endet werden 
müssen. Der a llgem einen  Bundeskasse f liessen die rest lichen zehn Rappen zu. Für die Jahre 
1994 bis 1996 sieht der  Finanzplan durch diese Massnahme Mehreinnahmen zwischen 1,3 
und 1,4 Milliarden Franken vor.

Gegen diese Benzinzo llerhöhung wurde das Referendum erhoben.

3. DIE GEGNER DER VORLAGE

Gegen die Erhöhung des Benzizolls haben die Autopartei, die Lega dei Ticinesi, der  Auto­
mobilc lub der  Schweiz ACS, der  Nutzfahrzeugverband ASTAG sowie w e ite re  Organisationen 
aus dem  A u to -  und Transportgew erbe das Referendum ergriffen .

Die Gegner der Vorlage sind der Meinung, der Bundesrat behandle die Auto fahrer  einseit ig  
als Milchkühe. Die Erhöhung des Benzinzolls werde zu einem konjunkturell fa lschen Z e it ­
punkt vo rgen om m en  und ste lle  weder für den de fiz itären  Bundeshaushalt noch für die 
F inanzierung der  Aufgaben im Zusammenhang m it dem Strassenverkehr einen wirklichen 
Lösungsansatz dar.



Im w eiteren  wird der  Bund von den Gegnern der P re istre ibere i bezichtigt: Es sei an m as -  
send, zu dem Zeitpunkt, in dem m it Ausnahme der Löhne alles ansteige -  Mieten, V ers i­
cherungen, PTT -Tar ife ,  kantonale Motorfahrzeugsteuern, und, und, und -  eine T re ib s to f f -  
zo llerhöhung von fast 30 Prozen t vorzuschlagen. Bereits heute sei zudem klar, dass die 
Bundesfinanzen langfr is tig  nur m it r igoroser  Sparpolitik ins Lot gebrach t werden könnten.

4. DIE ARGUMENTE DER BEFÜRWORTER

4.1. NATIONALSTRASSEN FERTIGBAUEN

Bis ins Jahr 2005 soll das Schweizer Nationalstrassennetz fert iggebau t werden. Um dieses 
Ziel zu erre ichen , muss die Eidgenossenschaft beträchtliche Geldmitte l zur Verfügung 
stellen. Der Bundesrat be fü rch tet  angesichts der angespannten Finanzlage, dass der Z e it ­
plan ohne Bere itste l lung zusätz l icher  Mittel nicht eingehalten werden kann. Deshalb soll die 
Hälfte des gep lanten  Zollaufschlages zweckgebunden für den Verkehr e ingesetz t  werden.

4.2. KANTONE ENTLASTEN

Nicht nur die F inanzlage des Bundes ist angespannt, auch die Kantone leiden unter leeren  
Kassen. Der Bund unterstü tzt  die Kantone und hilft ihnen, ihre Aufgaben im  Bereich 
S trassenunterha lt  und -Erneuerung  wahrzunehmen. Auch dafür braucht der Staat Geld.
Fällt d iese Unterstützung weg, können die Kantone ihrer Unterhaltsp flich t nur noch un­
genügend nachkom m en, es fehlen ihnen zudem die Mittel, um Sanierungen und Korrekturen 
vorzunehm en.

4.3. WIRTSCHAFT ANKURBELN

Die Vergabe von k le ineren  Teilaufträgen im Bereich Strassenunterhalt und S trassen san ie -  
rung ist e ine w illkom m ene Möglichkeit, um seitens der Kantone g ez ie lt  zu invest ieren  und 
die Bauwirtschaft anzukurbeln. Ohne Finanzen fehlen diese Möglichkeiten. Es ist a llemal 
b ill iger, der Wirtschaft -  in d iesem  Fall der Bauwirtschaft -  über Investit ionsmassnahmen 
zu helfen, als über Notmassnahmen. Gerade die Mehrbelastung der Staatskasse durch die 
ständig steigenden Arbeits losenzahlen  ist ja e iner der Gründe für die F inanzm isere  des 
Bundes.

4.4. NEAT FINANZIEREN

Das Schweizervo lk  hat im le tz ten  Jahr m it überwältigendem Mehr dem Bau der  NEAT zu ­
gest im m t. Es wurde von Anfang an offen  darüber gesprochen, dass ein Viertel der Bauko­
sten über den Benzinpreis zu f inanzieren  sei. Wer A sagt, muss auch B sagen: Ein Nein zum 
Benzinzo llau fsch lag ge fäh rde t  den Bau und die Finanzierung der NEAT.



4.5. BUNDESFINANZEN SANIEREN

Das Riesenloch in der Bundeskasse hat versch iedene Ursachen, ln den vergangenen  Jahren 
p ro f i t ie r te  der Bundeshaushalt stark von der guten Wirtschaftslage. Unter dem  Einfluss 
kon junkturbedingt hoher Steuereinnahmen und daraus resu lt ierender hoher Rechnungs­
überschüsse wurden neue Aufgaben an die Hand genommen, die bei näherer  Betrachtung 
die f inanzie l len  Möglichkeiten des Bundes geradezu  übersteigen mussten. Mit dem  Kon­
junktureinbruch  kam die dynamische Entwicklung der Einnahmen zu einem  abrupten Ende. 
Bloss die Ausgabendynamik h ielt n icht Schritt: Geld wurde nach wie vor wie in den "guten 
alten Ze iten "  verp lan t und ausgegeben, bevor man sich überhaupt über legt hatte, woher es 
kom m en soll. T rotz  e inschneidender Sparmassnahmen bleibt der Bundeshaushalt strukturell 
überlastet.

Schuldenw irtschaft ist teuer. Innerhalb von v ier  Jahren muss m it e iner Verdoppelung der 
Passivzinsen g e rech n e t  werden. Die Schuldenregulierung dürfte  bald e inmal zehn Prozen t 
der Gesam te innahm en beanspruchen -  und dam it zur v iertw ichtigsten  Aufgabe des Bundes 
werden. Noch vor  der Landwirtschaft oder dem Bereich Bildung und Forschung. Wenn der 
Bund auch in fünf Jahren noch in der Lage sein soll, neue Aufgaben zu übernehmen, 
müssen rasch w irksam e Gegenmassnahmen ergri f fen  werden. Eine davon -  aus e inem  
ganzen Massnahmenpaket -  ist der Benzinzollaufschlag von 20 Rappen je  Liter, wovon zehn 
Rappen je  L iter in die a llgem eine Bundeskasse fliessen. Damit soll der Bund jährlich  über 
ungefähr 1,3 Milliarden Franken m ehr verfügen können. Geld, das er sonst auf dem  Kapi­
ta lm ark t  beschaffen  müsste und das dam it s icherlich teurer  würde.

4.6. TEUERUNG AUSGLEICHEN

Der Benzingrundzoll ist se it 1936 unverändert geblieben. Die steuerliche Belastung der 
T re ibs to f fe  m ach te  1936 gemäss Botschaft des Bundesrates 23 Rappen je  Liter aus. Sie ist 
bis 1991 dank Benzinzollzusch lag und Unterstellung von Benzinzoll und Zollzuschlag unter 
die WUST auf 57,21 Rappen je  L iter b le ifre ies  Benzin und 65,77 Rappen je  L iter verb le ites  
Benzin gestiegen . Seit 1936 be trägt die a llgem eine Teuerung rund 600 Prozent. Die rea le 
F iskalbelastung auf T re ibsto ffen  hat dem zufo lge  seit 1936 um m ehr als die Hälfte a b g e ­
nommen.

Auch der  L iterpre is  an der  Tankstelle hat sich real massiv verb illigt. 1928 zah lte  der Au­
to fah rer  zw ischen 48 und 55 Rappen je  Liter. Unter Berücksichtigung der a llgem einen  
Teuerung koste t der  g le iche  L iter nur noch rund ein Drittel des dam aligen  Preises.

4.7. BENZINTOURISMUS BREMSEN

Nirgends in Westeuropa ist Benzin so billig wie in der Schweiz. Ende 1992 koste te  ein Liter 
Benzin in Deutschland zwischen 30 und 34 Rappen mehr, als in der  Schweiz. Die D ifferenzen 
betrugen  38 bis 41 Rappen zu Frankreich, 24 bis 27 Rappen zu Österreich und gar  74 bis 
77 Rappen zu Italien.



Diese P re isd i f fe ren zen  haben in den Grenzreg ionen zu einem eigentlichen Benzitourismus 
geführt. Schätzungen zu fo lge  ist im vergangenen Jahr beispie lsweise m ehr als jeder  zweite 
L iter Benzin, der  im Kanton Tessin verkauft wurde, in einen italienischen Tank geflossen. 
Ein Benzintourismus d ieser Grössenordnung bringt enorm e L ä rm -  und Abgasimmissionen 
m it sich und läuft beispie lsweise den Zielen der Luftre inhalteverordnung zuwider.

Eine Benzinzo llerhöhung von 20 Rappen genügt nicht, um das Pre isgefä lle  zu den Nach­
barländern auszugleichen. Es hilft aber mit, die Differenzen etwas k leiner zu machen und 
dam it die A ttraktiv itä t  für den einen oder anderen doch etwas zu senken.

5. FOLGEN EINES NEINS

Sollte die Benzinzo llerhöhung vom  Stimmvolk abgelehnt werden, hätte dies e ine Reihe 
unangenehm er Folgen.

Erstens wären der Endausbau des Nationalstrassennetzes sowie der Unterhalt und die 
for t lau fende Sanierung des kantonalen Hauptstrassennetzes auf längere  Zeit f inanziell nicht 
m ehr  genügend abgesichert. Andere F inanzierungsmöglichkeiten müssten betragsm äss ig  
m indestens im g le ichen  Ausmass erschlossen werden. Für den Strassenbenützer ergäben  
sich finanzie l l also ke iner le i Vorteile.

Zum Zweiten wäre das ganze Massnahmenpaket zur Verminderung der Staatsschulden 
überflüssig, weil rund 1,3 Milliarden Franken schlicht und einfach feh len würden. Das Geld 
m üsste teuer  auf den F inanzm ärkten  beschafft  werden. Für den S teuerzah ler  also w iederum  
keine f inanz ie l le  Einsparung.

Drittens m üsste das feh lende Geld irgendwo eingespart werden. Der Bund könnte dam it 
gewisse ihm übertragene Aufgaben nicht m ehr wahrnehmen. Weitere Einsparungen b e i­
sp ie lsweise im  Bildungsbereich lassen sich für die Zukunft unseres Landes aber n ich t m ehr 
veran tw orten . Auch im Bereich Sozialleistungen kommen wir ans Limit. Hier kann und darf 
n icht w e iter  e ingespart werden.

V iertens wäre ein Nein in der  heutigen, w irtschaftlich  schweren Zeit fatal: Die R ev ita l is ie ­
rung der  Wirtschaft m üsste ohne Mitwirkung von Bund und Kantonen verw irk l ich t  werden. 
Investit ionen  wären ge fäh rde t  und zur Bekämpfung der Arbeits los igkeit könnten kaum 
genügend Mittel e rb ra ch t  werden.

Fünftens würde ein Nein dazu zwingen, neue, ausserordentl iche Sanierungsmassnahmen zu 
ergre ifen . Im Vordergrund steht dabei die proportionale Besteuerung der U nternehm ens­
gewinne. Diese Massnahme würde der serbelnden Wirtschaft weitere, überlebensw ichtige  
Mittel entziehen.

Aus diesen Gründen empfehlen wir Ihnen, am 6. März der Erhöhung 
des Benzinzolls um 20 Rappen je Liter zuzustimmen.


